
Armut gefährdet unsere Demokratie 

Eine große Mehrheit ist für den Sozialstaat und für mehr sozialen Ausgleich. 

 Wenn die Politik in zentralen Fragen der sozialen Sicherheit dauerhaft gegen den 
Mehrheitswillen regiert, ist die Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der 
Demokratie nicht verwunderlich. 

 Der Verdruss darüber spiegelt sich wieder in den abstürzenden Mitgliederzahlen der 
großen Parteien und in historisch niedrigen Wahlbeteiligungen. 

 Es entwickelt sich eine Zweidrittel-Demokratie 
Die einzige Partei, welche die neuen Armen heutzutage bilden, ist die Partei der 
Nichtwähler; sie wird immer größer, hat aber keine politische Kraft. 
Es ist zu befürchten, dass sie exakt deswegen destruktive Energie entwickelt - weil 
nämlich Demokratie nicht mehr gut funktionieren kann, wenn ein immer größerer Teil 
der Gesellschaft nicht mehr dabei mitmacht. Eine Zwei-Drittel Demokratie ist eine 
Gefahr für den inneren Frieden. 

 Verdruss am Funktionieren der Demokratie ein Nährboden für Neonazis 

Mich erstaunt diese „Arbeitslosenfeindlichkeit“ nicht:  

Die zunehmende Entsolidarisierung der Gesellschaft unter dem Stichwort 
„Eigenverantwortlichkeit“ oder ganz konkret die Hartz-Reformen haben zu einem 
Paradigmenwechsel der politischen Behandlung der Arbeitslosigkeit geführt. 
War Arbeitslosigkeit bis dato eher als Schicksalsschlag eines schlechten Arbeitsmarktes 
betrachtet worden, so legt die Parole vom „Fördern“ und vor allem vom „Fordern“ den 
Vorwurf nahe, als handle es sich bei einer Entlassung um ein persönliches Versagen. 
Der Absturz in die Bedürftigkeit nach 12 bzw. 18 Monaten wurde bewusst als – wie das so 
beschönigend umschrieben wird – als „Anreiz“ zur Wiederaufnahme von Arbeit gedeutet. 
Die Leistungen an die Arbeitslosen wurden gekürzt, um einen materiellen Druck zu schaffen, 
jenseits der „Zumutbarkeit“ jede Arbeit zu jedem Preis anzunehmen. 

Sieht man die Studien genauer an, sagen die Befunde, dass eine Mehrheit der Bevölkerung 
viel eher politik- oder politikerverdrossen ist. 

In allen Studien korreliert die Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie mit der 
Unzufriedenheit mit der Politik bzw. mit politischen Entscheidungen der letzten Jahre. 

 56 % der Befragten, dass es in Deutschland eher ungerecht zugeht (Deutschlandtrend). 
 57 % sind reformskeptisch (Polis/Sinus) 
 58 Prozent halten die Hartz-Reformen alles in allem für nicht gut (ZDF-Politbarometer 

August 2007) 
 78 Prozent sind für die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns für alle Branchen 

(ebd.) 

 Wie das Rentenniveau (auf heute 48,7 Prozent des Bruttoeinkommens) gesunken ist 
und das Risiko der Altersarmut zunimmt (2030 auf 25 % der Vollzeitbeschäftigten) 

 Rund 1,6 Millionen Haushalte sind überschuldet (Dritter Armuts- und 
Reichtumsbericht der Bundesregierung). 

 Das Risiko, in Deutschland einkommensarm zu sein, lag der amtlichen Erhebung 
LEBEN IN EUROPA zufolge im Jahr 2005 in Deutschland vor Sozialtransfers bei 



26%. Nach Sozialtransfers betrug es noch 13% (Dritter Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung). 

 Nach einer anderen Statistik des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP), die Basis für 
den ersten und zweiten Armutsbericht (2001 und 2003) war, stieg die Zahl der Armen 
sogar von 16 Prozent im Jahr 2003 auf 18 Prozent 2005 (siehe Börse online). 

 Das gestiegene Armutsrisiko bezieht sich dabei nicht mehr nur auf die Schicht am 
unteren Ende der Gesellschaft. Das Problem greift bis in die Mitte der Gesellschaft 
hinein .In den vergangenen 15 Jahren nahm die Zahl der Haushalte im mittleren 
Einkommensbereich um 14 Prozent ab. Die Zahl der Haushalte mit niedrigen 
Nettoeinkommen stieg um 27 Prozent (Böckler Impuls). 

 Zu den besonders armutsgefährdeten Gruppen zählen Arbeitslose (43%), Personen 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung (19%) und Alleinerziehende (24%). Das 
Armutsrisiko ist in Ostdeutschland (15%) höher als in Westdeutschland (12%) (Dritter 
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung). 

 Unter allen abhängig Beschäftigten liegt der Anteil von Niedriglöhnen (unterhalb von 
zwei Dritteln des Medians) 2006 bei gut 22% (6,5 Millionen Beschäftigte) - d.h. mehr 
als jede/r Fünfte ist gering bezahlt. Gegenüber 1995 ist der Niedriglohnanteil in 
Deutschland damit um gut 43% gestiegen. 

 Der durchschnittliche Stundenlohn der Niedriglohnbeziehenden ist seit 2004 
gesunken, während er in den Vorjahren gestiegen ist (Quelle: IAQ-Report). 

 Im Januar 2009 hatten etwa 5,794 Millionen erwerbsfähige Frauen und Männer 
Anspruch auf Arbeitslosengeld (SGB III) bzw. Arbeitslosengeld II (Quelle: Bremer 
Institut für Arbeitsmarktforschung und Jugendberufsbildungshilfe e.V.). 

 War 1965 nur jedes 75. Kind unter sieben Jahren auf Sozialhilfe angewiesen, ist es 
heute mehr als jedes sechste. Mittlerweile gelten 14 Prozent aller Kinder offiziell als 
arm. Schätzungsweise 5,9 Millionen Kinder lebten in Haushalten mit einem 
Jahreseinkommen der Eltern von bis zu 15.300 Euro. Dies entspreche rund einem 
Drittel aller Kindergeldberechtigten Kinder. 

 Seit Einführung von “Hartz IV” hat sich die Kinderarmut verdoppelt (“Kinderreport 
2007″ des Deutschen Kinderhilfswerks). 

 Die ehemalige DGB-Vizechefin Engelen-Kefer: „Aus einer jüngeren OECD-Studie 
geht hervor: Deutschland liegt im internationalen Vergleich beim Niveau der 
gesetzlichen Rentenversicherung nach den Reformen der letzten Jahre für den so 
genannten Eckrentner mit 45 Beitragsjahren und Durchschnittseinkommen mit 39,9 
Prozent des durchschnittlichen Bruttoeinkommens 2030 weit unten. (Heute beträgt das 
Rentenniveau noch 48,7 Prozent vom durchschnittlichen Bruttoeinkommen.) Zu 
berücksichtigen ist hierbei, dass in Zukunft immer weniger Arbeitnehmer überhaupt 
45 beitragspflichtige Beschäftigungsjahre und über so lange Zeit ein 
Durchschnittseinkommen erzielen.“ 

 Im Durchschnitt erreichen Männer eine Versichertenrente von 1.029 €, Frauen 
dagegen nur 629 €. In den alten Ländern fallen die Unterschiede zwischen Männern 
(1.074 €) und Frauen (598 €) noch größer aus, in den neuen Ländern (Männer: 862 €; 
Frauen: 748 €) entsprechend geringer (Altersvorsorge in Deutschland 2005 im Auftrag 
der Deutschen Rentenversicherung Bund und des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales). 

 NRW Sozialminister Karl-Josef Laumann: „Wer heute für sieben Euro in der Stunde 
arbeitet, muss 44 Jahre arbeiten, um eine Rente oberhalb der Armutsgrenze zu 
bekommen.“ 

 Ermittlungen des vor allem im Osten beheimateten großen Sozialverbandes 
Volkssolidarität (um 400.000 Mitglieder) besagen, dass „ungefähr 8 % der Rentner im 
Bereich oder unterhalb der Armutsgrenze leben“ (derzeit in NRW zum Beispiel 615 € 

http://www.iaq.uni-due.de/iaq-report/2008/report2008-01.shtml


als Single, 1045 Ehepaar). 2030 könnten bis zu 25 % der Vollzeitbeschäftigten in 
Altersarmut geraten, wenn sie dann in Rente gehen. Ursache seien geringe 
Beitragsleistungen zur Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) und fehlende 
Möglichkeiten zu privater Vorsorge durch Arbeitslosigkeit, Niedriglöhne und prekäre 
Beschäftigung. 

Nimmt es angesichts dieser erschreckenden Entwicklung wunder, dass die Menschen 
mit den Politikern und den Parteien nicht nur unzufrieden sind, sondern dass Vertrauen 
verloren gegangen ist? 

 47% meinen, die Politiker machen was sie wollen, deshalb sei es sinnlos, zur Wahl zur 
gehen. 

 51% sagen, alle Parteien sind gleich. Es ist egal, wen man wählt. 
 Nur 23% halten die führenden Politiker für glaubwürdig, 49% für überwiegend nicht 

und 28% für gar nicht glaubwürdig. 
 44% sagen, die Politiker ließen sich bei ihrer Tätigkeit vor allem vom Erhalt der 

Macht leiten 
 Der Verdruss spiegelt sich wieder in den abstürzenden Mitgliederzahlen der großen 

Parteien und in historisch niedrigen Wahlbeteiligungen 
1990 hatten die Sozialdemokraten noch mehr als 940.000 Mitglieder, die CDU fast 
780.000. Die Sozialdemokraten haben seither fast 400.000 Mitglieder verloren. Ende 
Juni besaßen nur noch 529.994 Menschen ein SPD-Parteibuch, die CDU wurde 
mitgliederstärkste Partei. 
Die Wahlbeteiligung erreicht fast überall historische Tiefstwerte 

Verdruss am Funktionieren der Demokratie ein Nährboden für Neonazis 

Zwar gibt es in Deutschland zum Glück noch immer eine überwiegende Zustimmung zur 
Demokratie als Regierungsform; wer aber meint die Unzufriedenheit mit der demokratischen 
Praxis und die Alarmsignale wie Politik-, Politiker- oder Parteienverdrossenheit oder auch 
sinkende Wahlbeteiligung auf Dauer in den Wind schlagen zu können, stellt auf Dauer nicht 
nur demokratische Wahlen, sondern die Demokratie insgesamt zur Disposition. 
Schon jetzt zeigen Untersuchungen, dass der Frust über die Politik einen Nährboden für 
Neonazis bereitet. 
Es sind keineswegs nur die Ausgegrenzten und Armen in der Gesellschaft, sondern bis weit in 
die Mitte der Gesellschaft sind rechtsextreme Tendenzen verbreitet. So meinen etwa 15,4% 
der Deutschen, ein “Führer”, der Deutschland mit starker Hand regiert, wäre durchaus “zum 
Wohle aller“. Dass Ausländer nur hierher kämen, um den Sozialstaat auszunutzen, halten 
36,9% für eine zustimmungsfähige Aussage. Und gar 39,1% meinen, Deutschland sei “in 
einem gefährlichen Maß überfremdet” 
(siehe “Ein Blick in die Mitte. Zur Entstehung rechtsextremer und demokratischer 
Einstellungen”. Eine Studie von Oliver Decker, Katharina Rothe, Marliese Weißmann, 
Norman Geißler und Elmar Brähler unter Mitarbeit von Franziska Göpner und Kathleen Pöge. 
Im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung, Forum Berlin, Mai 2008). 

Die Gefahr für unsere Demokratie geht also nicht von den Armen, sondern allenfalls von der 
Armut aus. Es sind auch nicht die Glatzen aus MeckPom, die die Demokratie gefährden. Die 
viel größere Gefahr geht von den erlebten massiven Defiziten der Politik aus. 

Die Zweidrittel-Demokratie 

http://www.fes.de/rechtsextremismus/inhalt/studie.htm
http://www.fes.de/rechtsextremismus/inhalt/studie.htm


Die einzige Partei, welche die neuen Armen heutzutage bildet, ist die Partei der Nichtwähler; 
sie wird immer größer, hat aber keine politische Kraft. Es ist zu befürchten, dass sie exakt 
deswegen destruktive Energie entwickelt - weil nämlich Demokratie nicht mehr gut 
funktionieren kann, wenn ein immer größerer Teil der Gesellschaft nicht mehr dabei 
mitmacht. Eine Zwei-Drittel Demokratie ist eine Gefahr für den inneren Frieden. 
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